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Kläger und Revisionsbeklagter;

hat der 9 Senat des Bundessozialgerichts am
15 Januar 1966 ohne mündliche Verhandlüng durch
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BundessozialriChter Dr° T 6 p f e r undjfl

‘_Bundessozialrichter W e n z e 1

-für Recht erkämnté

Die Sprungfevision des Beklagten gegen das Urteil
des Sozialgerichts Itzehoe vom 20° August 1964 '
W1Td Zurückgewieseno

Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen
Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten„ '
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9.3-1L9.9-9- '

Mit Umanerkennungsbescheid nach dem Bundesversorgungs—

gesetz (BVG) vom 16° August 1951 war dem Kläger wegen
Verlustes des rechten Oberschenkels, Lungenfellschwarte

‚
nach Brustdurchschuß, Teilversteifung des rechten 4„ Fin—-

gers,
Splitterstéökschuß im rechten Mittelfinger und Deku—

bitalnarbe über dem Kreuzbein Rente nach einer Minderung"55

der Erwerbsfähigkeit (MdE) um 70 v° H„ (nebst Kleider—und
Wäscheverschleißzulage) gewährt worden° Am 15° November

1961 beentragte der Kläger, die Rente durch Zugunstenbe—

scheid von 70 auf 80 v° H° Zu erhöhen° Dieser Antrag wurde
mit Bescheid vom 90 Januar 1962 abgelehnt‚ Der Wider5pruch
blieb erfolglos; Im Klägeverfahren beantragte der Kläger,-

auch den bisher nicht berücksichtigtén Durchschußam lin;
ken Unterschenkel mit dessen Folgen als 8chädigungSfolgé>

anzuerkennen-und diesen sowie eine Versohlimmerung durch

Neigung zu Hautentzündungen im Stumpfgebiet in die Gesamt—“'

bewertung der MdBeinzz;beziehen° Am 24„ Juli 1965'erteilé»'

te der Beklagte einen Zugunstenbescheid, mit dem zusätz—

lich mehrere Steck391itter in den UnterschenkelweiChteilen

links mit,druckempfihdlicher Narbean der linken Wadeund
Empfindungsstörungen anerkannt sowie die MdE ab 1° Novem—

ber 1961 (Antragsmonat) auf 80 v° H° erhöht wurden‚ Das

Sozialgericht (SG) verurteilte den Beklagten mit Urteil Ä“*

vom 20° August 1964 zur-Erteilung eines neuen Bescheides-

über die Gewährungeiner Rente nach einer MdBvon 80 v.H;
ab 1; Oktober 1960° Im übrigen wies es die auf Gewährung

einer Rente nach einer MdB um 80 v„ H° ab 1° Oktober 1950

und 90 v„ H„ ab .:L°November1961, hilfe—‚weise80 v., & ab
1° Januar 1960 gerichtete Klage ab und ließ die Berufuhgf

zu; Der Bescheid Vom 9Q'Januer l962-und der Widerspruchse
bescheid seien durch den späteren Bescheid vom 24° Juli
1965 abgeändert worden, so'daß nur noch streitig sei, 0b'

und in welchem zeitlichen Umfang vor dem 51° Oktober 1961
{richtig: l° November 1961) gemäß % 40 des Verwaltungs-

verfahrensgesetzes _(VerWVG) 'f _f 5 —‚
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eine höhere Rente.zu zahlen sei, Die gesamtenSchädigungsfl"’
folgen — einschließlich der durch Zugunstenbescheid vom 8-

24„ Juli 1965 zusätzlich anerkannten — hätten zunächst

keine‘höheremanals 70 ML bedingt, DurchdasAu‘ftécé—V
ten von Handknotén, die er3tmalig bei der Untersuchung-„
vom 51 Oktober 1960 nachgewiesen seien, sei eine Ver+--

schlimr „erung eingetreten° Diese bedinge für sich allein

nur eine MdB um 10 V.H„, so daB eine Gesamt—MdB von 80 V‚H°

hierdurch nicht erreicht werde, Erst durch das Zu3ammén—

' treffen mit den bisher nicht bewerteten Schädigungsfolgen'

im linken Unterschenkel, die ebenfalls eine MdB von 10 v‚H„
bedingten, werde eine Gesamt—MdE von 80 V„Hgv(7o'v‚H‚ +'_ '

20 V‚H„ von 50 v„H° : 6 V,H; zusammen 76 V„H„)'erreicht°

Da die Randknoten nicht vor Oktober 1960 nächgéwiesen_seien,

könne die MdEerst seit Oktober 1960 erhöht werden, Der
Beklagte habe in seinem Bescheid vom 24° Juli 1965, bei dem

es sich nach seinem Vorbringen Um einen kombinierten Zugun—
.sten—und Neufec tstellungsbescheid handele, aus dem Gesichte—

‘ punkt der Neufeststellung gemäß € 62 BVG vom Antragsmonat
{November 1961) ausgehen dürfen° Hinsichtlich der Zugunsten—

J'regelung habe jedoch keine Veranlassung bestanden, die-Re»
‚lgelung rückwirkend auf den Antragsmonat Zu beschränken° Ein'>

„Zugunstenbes cheid sei gerade für die Zeit vor der Stellung
‘ des Neuantreges in Betracht gekommen, da Von diesem Zeitpunkt

an ohnehin eine Neufeststellung nach % 62 BVG geboten gewe—

«sen sei Der Bescheid könne nicht als reiner Neufestetellungs—

bescheid gewertet werden, der Zugunstenbescheid müsse viel—
}

mehr begrif .LliCh etwas beinhalten, worauf_der Kläger nicht
„schon nach % 62 BVG einen Rechtsanspruch habe, Die Zugunsten-—

"regelung müsse sich daher auf die Zeit vom 1° Oktober 1960

bis 15, November 1961 beziehem Über den vom Kläger am"
;15„ Januar 1964 gestellten weiteren Antrag auf Erhöhung der

Rente von 80 auf 90 v„H„ seit dem 1; November 1961 habe nicht

entschieden werden können, weil es insoweit an einem Vorver—'

... ... , _
fahren fehle, ;.‘ " ' ' ‚; „_j "1' 4
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Gegen dieses Urteil hat der Beklagte
unter Vorlage einer

Einwilligungserklärung des Klägers Sprungrevision singe—1

legt° Er rügt Verletzung der 5%62 BVGund 40 VéerG, weilv
die höhere Rente vom SG bereits ab 1° Oktober l96o-anstatt_x

ab 1° November 1961 zuerkannt worden sei° Der Bescheid vom
24, Juli 1965 sei, soweit die Höhe der Rente in Frage stehe,

ein Neufeststellungsbescheid nach 562 BVG und nur insoweit

ein ZugunstenbeScheid, als die Verwundungsfolgen am_linkehj

Bein, obwohl sie bei Erlaß des Umanerkennungsbescheides
schon vorlegen, erst jetzt zusätzlich anerkannt worden

seien, Hinsichtlich der MdE—Höhesei der Umanerkennungsbe—
scheid nicht unrichtig geWesen„ Eine Änderung der Verhält—

nisse durch Auftreten von Randknoten sei _erst ab Oktober‘

1960 eingetreten, mit der Folge, daß nun eine MdB von 80 v. H.
'gerechtfertigt gewesen sei, Diese Änderung habe aber nach

5 62, 60 Abs° 2 BVG erSt ab Antragsmonat (1 November 1961)

berücksichtigt werden dürfen° Auf die ÜberSchrift des Be—
scheides komme es nicht an,. ‘ ‘

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des SG abzuändern und die
Klage

in
vollem

‚Umfange abzuweisen°
’

"Der'Kläger beanträgt,

die Sprungrevision zurückzuweisen Dasangefochtene Urteil

sei nieht zu
beanstanderi°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne__
__mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (% 124 Abs, 2'1Q

des soz1a1gerichtsgesetzes -SGG—) ' "‘

Die Sprungrevision (vg1° hierzu BSGin SozRsee 5 161 Nr„2)‚'
ist form—und fristgerecht eingelegt und begründet werden '

und daher zulässig (SS-161,164, 166 SGG); sachlich ist sie

nicht begrundet° __- ‚_ „ __.‘.5„..
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1Da nur der Beklagte Revision eingelegt hat, war nicht
zu prüfen, ob das SG zutreffend über den Antrag auf
GeWährung einer Rente von 90_V,H„ seit dem 15 Novem—
ber 1961 nicht entschieden hat Streitig ist nur noch,

ob dem Kläger Versorgungsrente nach einer MdE um 80 v H°

bereits ab 1 Oktober 1960 (anstatt 1 November 1961)

„zu gewähren ist

J2Der Kläger hatte am l%/l5° November 1961 nicht einen
' Verschlimmerungsantrag gestellt, sondern einen Zugun3ten—'

bescheid beantragt° Démgemäß wurde am 9° Januar 1962 die

Erteilung eines Zugunsténbescheides nach 5 40 VeerG.
_

‚abgelehnt und nach weiteren Ermittlungen am 240—Juli 1965 .'

ein"Zugunstenbescheid" gemäß 5 40 VeerG erlassen° Das
_Vorbringen des Beklagte, bei diesem Bescheid habe es sich

um einen kombinierten Zugunsten—undlNeuféststellungsbe—

scheid gehandelt, ist zwar rechtlich nicht zu beanstanden,

da die Voraussetzung en nicht_£ür_den beantragten Zugunstén—

bescheid, sondern auch für eine Neufeststellung nach 5 62

BVG erfüllt und darum beide rechtliche Gesichtspunkte zu:

berücksichtigen waren° Das SG mußte aber bei Auslegüng
des Bescheides vom 240 Juli 1965 nicht der Auffassung sein,

daß sich die Zugunstenregelung — wie die ReVision vorträgt —V

nur auf die zusätzliche Anerkennung der Verwundungsfolgen am

linken Bein, nicht aber auch auf die zugebilligte MdE von
80 v° H bezog° Der "Zugunstenbescheid" enthält eine solche

Unterscheidung nicht; der Verfügunge$atz läßt nicht einmal

vermuten, daß auch eine Regelung nach 5 62 BVG getroffen
werden sollte und gestattet nur die Auslegung, daß die

Zugunstenregelung mindestens seinen wesentlichen Inhalt

darstellt und sich darum auch auf die MdE erstreckt} Zwar

trifft es zu, daß eine Zugunstenregelung nach 5 40 VeerG.
dann in Betracht kommt, wenn ein im Zeitpunkt seines Er—

lasses un110htiger Bescheid ergang en ist, nicht a0er, nenn

der frünere 3e scheid erst nachtriglich durch eine Änderung

_ 6 -
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der Verhältnisse unrichtig geworden ist (@ 62 BVG)‚ Naeh
den unangegriffenen und daher für den erkennenden Senat

nach 5 165 SGGbindenden Feststellungen des££ kann der
Umanerkennungsbescheid hinsichtlich der MdE nicht als__„;
unrichtig angesehen werden° Die Revision übersieht je—lf'7

d00ha daß dem Zugunstenbescheid vom 24‚ Juli 1965 auch v
n00h andere Bescheide vorausgegangen sind, die unter Be—f”

rüCkSiChtigung der Feststellungen des SG im Zeitpunkt '

ihres ErlaSSes hinsichtlich der MdE objektiv unrichtig'i
waren° Hierbei handelt es sich nicht nur um den Bescheid-

vom 9° Januar 1962, der die Gesamt-MdEmit 70 v‚H. als '
richtig bezeichnete und der im Zugunstenbescheid aus—‘

_drücklich erwähnt wurde, sondern auch, um den 393 dem Üb
14 November 1961 ergangenen Bescheid von 12° Juni 1961,

WGes heißt, daß Grundrenté nach einer MdE um-7o V.H„jn

zustehe, und um den Bescheid vom 24° Oktober 1961, der
'besagt, daß sich an der Höhe der laufenden Zahlung nichts

ändere‚ Naehdem die Revision selbst eingeräumt hat, daß 1

bereits ab thober 1960, al$o vor Erlaß der genannten Be—_l
SCheide‚ eine höhere Rente Von 80 v„H° gerechtfertigt ,;v°°
gewe3en sei‚ durfte das SG davon ausgehen, daß.sich dieif

Zugunstenregelun%‚ die sich Rückwirkung - jedenfalls bisd

zumAitraesmonet
—beilegte, auch auf die Höheder man h

erstreckensollte; dies umso mehr,als der ZUgunstenbef'
SCheid keine gegenteilige Bestimmung getroffen, ja über}

_'heupt nicht Zum Ausdruck gebracht hat‚ daß (nur nebenbei) 1“
aueh Eine'Neufeststellung nach % 62 BVG erfolgen sollte,—’

__War sonach davon auszugehen, daß die Zugunstenregelung

auch die Erhöhung der MdEmit umfasst, so war zu prüfen;
'°b der Bekl&gte dadurch, daß er diese Erhöhung erst Zu
einem ZGiÜPUnKteintreten ließ, in dem der Kläger einen7

Antrag gestellt hatte, den der Beklagte zugleich als einen
°%TscäiiMWEÜUHgsa■ÜfagW€fÜGÜ€‚féäleräafö verfääre■ iSC„
Dies war in Übereinstimmung mit dem SG zu bejahen. VÜ"

%? -.‘
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Nach 5 40 Abs" 1’VerWVG kann die Vérsorgungsbehörde zué_

gunsten des Berechtigten jederzeit einen neuen Bescheid‘

“erteilen und damit ihren früheren Bescheid berichtigen°

Dabei handelt es sich um eine Ermessensentscheidung, die.
‚’

von den Gerichten nach 5 54 Abs, 2 Satz 2 SGG nur darauf— }
hin nechgeprüft werden kann, ob die gesetzlichen Grenzen

_
des Ermessens überschritten sind, oder von dem ErmesSen

in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden

'Eeise Gebrauch gemacht ist (BSG 15, lo; 19, 12)° Nimmt

die Versorgungsbéhörde bei einer Neuregelung nach % 40‘

'Abs„ 4 VeerG denfrüherenBescheidauchfür die Vergan-
genheit zurück, so steht es in ihrem pflichtgemäßen Er—

messen, den Zeitpunkt zu bestimmen, von dem an die Neu—

regelun=r gilt (BSG 19, 12) ' "

Im vorliegenden Fall hat der
Beklagte

mit Zugunstenbe—

schéid vom24„ Juli 1965rückwirkend‘ab 1° November1961
eine Neuregelung bzw° Rentenerhöhungvorgenommen° Dies war _1

jedoch der Zeitpunkt, von deman demKläger auf Grund des
vom Beklagten angenommenen Verschlimmerungsantrages ohne—

_,dies gemäß %5 62, 60 Abs, 1 und 2 BVG ein BechtggnggrggQ
auf erhöhte Rentengewährung zustand„ Die Versorgungsbe- '

hörde setzte sich mit ihrem eigenen aus dem Bescheid zu
entnehmenden Verhalten in Widerspruch,

wenn sie zwar durchj "

Zugunstenbescheid rückwirkend eine höhere Rente zübilligte,

diese aber erst von dem Zéitpunkt an gewährte, in dem der

Berechtigte aus einem anderen Rechtsgrund — auch ohne

Erleß eines Zugunstenbescheides — einen Anspruch auf die

erhöhte Rente hatte° Beschränkt sich die Ver sorgungsbehör—

de in einem solchen Fall nicht auf den Erlaß eines Neufest—

stellungs hescheides nach 5 62 BVG, sondern erteilt sie

—gleicl-zeitig — einen Zuguhstenbescheid nach 5 40 Abs° 4 -
VeerG, so muß sie dann, wenn sie die höhere Rente'ygg

der Stellung des Verschlimmerungsantrages für gerechtfertigt

_ 8. ,
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..8‘..t=.

hält, einen vor
diesem Zeitpunkt liegenden Beginn der Rente

bestimmen, weil andernfalls die Zugunstenregelung — soweit

sie die Rentenerhöhung betrifft — weder eine Wirkung für

die Vergangenheit noch für die Zukunft äußern würde„ Da

der Zeitpunkt, von dem an die höhere Rente zu2usprecheni

wäre, zeitlich nur 15 Monate zurückliegt, kann bei sach—

gemäßer Auslegung des Zugunstenbescheides vom 24° Juli 1965

nur angenommen werden, daß die Rentenerhöhung abi° Oktober

1960 nur deshalb unterblieben ist, weil der Beklagte sich
' ’durch 5 62 BVG gehindert gesehen hat, den Beginn der höheefq

ren Rente vor dem 1„ Notember 1961 eintreten zu lassen; Er:

ist davon ausgegangen, daß der Beklagte in Ausübung seines’ ’

Ermessens bei der Wahl zwischen dem l° November 1961 und '

dem l° Oktober 1960 den letzteren Zeitpunkt als Beginn der

höheren Rente gewählt hätte° Daher war vom l° Oktober 1960

— unbeschadet der Frage eines etwaigen Ruhens des Versor—

gungsan3pruchs in der Zeit vor dem 1„ Mai 1961 (vgl. 5 65

Abs‚j Nr._2 BVG)—auszugehen; ' ' ' '

Da sonach das SG—Urteil im_Ergebnis nicht zu
beanstanden

war, mußte die Sprungrevision als unbegründet zurückge—V

wiesen werden($_1'709Ab3_° 4 Satz_4 SSG).

'>Die Kostehentscheidung berüht auf 5 195 SGG"
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